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24. 02. 94 


Antrag 

der Abgeordneten Gudrun Schaich-Walch, Angelika Barbe, Hans Gottfried Bernrath, 
Lieselott Blunck (Uetersen), Anni Brandt-Elsweier, Dr. Eberhard Brecht, Edelgard 
Bulmahn, Wolf-Michael Catenhusen, Peter Conradi, Dr. Nils Diederich (Berlin), 

Dr. Marliese Dobberthien, Freimut Duve, Evelin Fischer (Gräfenhainichen), Anke 
Fuchs (Köln), Monika Ganseforth, Michael Habermann, Christel Hanewinckel, 

Dr. Liesel Hartenstein, Günther Heyenn, Dr. Uwe Holtz, Renate Jäger, Dr. Ulrich 
Janzen, Dr. Karl-Heinz Klejdzinski, Klaus Kirschner, Hans-Ulrich Klose, Dr. Uwe 
Küster, Klaus Lohmann (Witten), Christa Lörcher, Dr. Christine Lucyga, DorleMarx, 
Dietmar Matterne, Ingrid Matthäus-Maier, Heide Mattischeck, Ulrike Mehl, Christian 
Müller (Zittau); Michael Müller (Düsseldorf), Günter Oesinghaus, Jan Oostergetelo, 
Manfred Opel, Adolf Ostertag, Dr. Helga Otto, Kurt Palis, Horst Peter (Kassel), 
Manfred Reimann, Bernd Reuter, Dieter Schloten, Horst Schmidbauer (Nürnberg), 
Renate Schmidt (Nürnberg), Wilhelm Schmidt (Salzgitter), Regina Schmidt-Zadel, 

Dr. Rudolf Schöfberger, Walter Schöler, Dr. Werner R. Schuster, Antje-Marie Steen, 
Joachim Tappe, Siegfried Vergin, Karsten D. Voigt (Frankfurt), Dr. Konstanze 
Wegner, Barbara Weiler, Dr. Axel Wernitz, Hildegard Wester, Inge Wettig- 
Danielmeier, Hermann Wimmer (Neuötting), Berthold Wittich 


Vorlage eines Nichtraucherschutzgesetzes 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, einen 
Gesetzentwurf für ein Nichtraucherschutz-Gesetz vorzulegen, der 
folgende Zielsetzung hat: 

1. Verbot des Rauchens in allen Innenräumen von Einrichtungen 
der Verfassungsorgane und sonstiger Verwaltungseinrichtun- 
gen des Bundes, von öffentlichen Verkehrsmitteln, von Gast- 
stätten- und Beherbergungsbetrieben nach dem Gaststätten- 
gesetz mit über 50 Sitzplätzen sowie Innenräumen, die als 
Arbeitsplatz genutzt werden; 

2. Festlegung der Voraussetzungen, nach denen 

— in vom Rauchverbot betroffenen Räumen Raucherzonen 
geschaffen werden können, 

— eine Befreiung vom generellen Rauchverbot erteilt werden 
kann; 

3. Schaffung einer Hinweispflicht auf das Rauchverbot in den 
Räumen, die davon betroffen sind; 
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4. Schaffung einer Hinweispflicht auf die Ausnahme vom Rauch- 
verbot; 

5. Schaffung einer Verordnungsermächtigung für den Bundes- 
minister für Gesundheit mit dem Zweck, im Rahmen einer 

Rechtsverordnung nähere Bestimmungen zu erlassen über: 

— Größe, Lage, Gestaltung sowie die Art und Weise der Belüf- 
tung von Raucherzonen, 

— Anbringung der Hinweisschilder, 

— die Möglichkeit der Ausdehnung des Rauchverbots an 
Arbeitsplätzen auf Nebenbereiche (z. B. Kantine, Pausen- 
raum) sowie auf Orte, die keine Innenräume sind, 

— die Möglichkeit, Einzelheiten des Rauchverbots näher zu 
bestimmen, insbesondere hinsichtlich der räumlichen Tren- 
nung von Rauchern und Nichtrauchern, Sonderregelungen 
für einzelne Arbeitsbereiche, Kennzeichnungs- und Infor- 
mationspflicht, 

— Mitbestimmung der Personalräte und des Betriebsrats; 

6. Festlegung einer Geldbuße für 

— den Verstoß gegen das generelle Rauchverbot, 

— den Verstoß gegen die gesetzlich vorgeschriebenen Voraus- 
setzungen bei der Einrichtung von Raucherzonen, 

— den Verstoß gegen Hinweispflichten durch die Betreiber 
bzw. die Hausrechtsinhaber. 

Bonn, den 24. Februar 1994 
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Begründung 

Tabakrauch enthält fast 4 000 Schadstoffe, darunter etwa 
50 krebserzeugende Substanzen (Kanzerogene). Es ist deshalb 
bereits seit Jahrzehnten unstreitig, daß Rauchen, und zwar nicht 
nur Zigarettenrauchen, sondern in ab geschwächter Form auch die 
anderen Arten des Rauchens, gesundheitsschädlich sind. Insge- 
samt ist davon auszugehen, daß die den gesundheitsschädigen- 
den Folgen des Aktivrauchens zuzuschreibenden Sterbefälle in 
der Bundesrepublik Deutschland jährlich auf eine Größenord- 
nung von mindestens 70 000 anzusetzen sind. Dies ist ein Zehntel 
aller Sterbefälle insgesamt. 

Die vom Raucher im Hauptstromrauch inhalierten Schadstoffe 
sind auch im Nebenstrom enthalten, dem der passive Raucher 
ausgesetzt ist, und zwar zum Teil sogar in höherer Konzentration 
(z.B. Formaldehyd). Es ist davon auszugehen, daß Passivrauchen 
ebenfalls gesundheitsschädlich ist, wenn auch im Vergleich zum 
Aktivrauchen in abgeschwächterer Form. 

Über die gesundheitliche Gefährdung des Passivrauchens ent- 
scheidet nur die Konzentration des Tabakrauches in der Raumluft 
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und die Zeit, in der Nichtraucher dieser Einwirkung ausgesetzt 
sind. Aufgrund der im einzelnen bekannten Zusammensetzung 
von Haupt- und Nebenstromrauch gilt als Faustregel: Einstün- 
diges Passivrauchen entspricht dem Aktivrauchen von einer Ziga- 
rette. Unstreitigerweise führt das Passivrauchen zu Geruchsbe- 
lästigungen, lokalen Augen-, Schleimhaut- und Atemwegsreizun- 
gen, Überempfindlichkeitsreaktionen, Kopfschmerzen, Müdigkeit 
sowie Atemnot. Jedoch treten darüber hinaus auch chronische 
Gesundheitsstörungen auf wie koronare Gefäßerkrankungen und 
Krebskrankheiten, insbesondere Lungenkrebs. 

Diesen gesundheitlichen Folgewirkungen des Passivrauchens 
kann nur durch ein gezieltes Rauchverbot entgegengewirkt wer- 
den. Insbesondere müssen Nichtraucherinnen und Nichtraucher 
vor Beeinträchtigungen durch den Tabakrauch in den Fällen ge- 
schützt werden, in denen sie sich den Aufenthaltsort nicht freiwil- 
lig aussuchen können. Der Bund sollte daher für die Bereiche, für 
die er unzweifelhaft eine Regelungskompetenz besitzt, einen vom 
gesellschaftlichen Konsens getragenen Nichtraucherschutz nor- 
mieren. 

Zu Nummer 1 

Der Gesetzgeber soll Maßnahmen zum Schutz von Nichtrauchern 
an den Orten treffen, die die Personen zum Zwecke der Erfüllung 
staatsbürgerlicher Verpflichtungen, freiwillig übernommener 
öffentlich-rechtlicher Verpflichtungen oder infolge Sachzwangs 
aufzusuchen gezwungen sind. Dies trifft für die Einrichtungen der 
Verfassungsorgane und sonstiger Verwaltungseinrichtungen zu. 
Die Notwendigkeit einer gesetzgeberischen Regelung für öffent- 
liche Verkehrsmittel zeigt sich daran, daß beispielsweise ein 1990 
angeordnetes Rauchverbot der Deutschen Lufthansa gegen den 
Widerstand der Tabakindustrie nicht zu halten war. 

Das Rauchverbot am Arbeitsplatz sollte sich auf die Arbeits- 
bereiche der Innenräume beziehen, in denen der Arbeitnehmer 
aufgrund seines Arbeitsvertrags oder einer konkreten Weisung 
des Arbeitgebers zu verweilen hat, weil er ansonsten seiner 
Arbeitspflicht nicht genügen würde. 

Auch in Gaststätten- und Beherbergungsbetrieben nach dem 
Gaststättengesetz ist ein generelles Rauchverbot einzuführen mit 
der Möglichkeit, Raucherzonen einzurichten. Hier sollten jedoch 
nur die Restaurants und Gaststätten betroffen sein, die aufgrund 
ihrer Größe eine sinnvolle Trennung durchführen können. Als 
Richtgröße ist dabei von 50 Sitzplätzen auszugehen. 

Zu Nummer 2 

Raucherzonen können entweder in separaten Räumen oder abge- 
grenzt von den übrigen Bereichen geschaffen werden. Wird kein 
eigener Raum eingerichtet, so sind an die Belüftung und Gestal- 
tung der Räume bestimmte Anforderungen zu stellen, die den 
Nichtraucherschutz gewährleisten. Sie sind in einer Rechtsverord- 
nung festzulegen. 

Auch Inhaber von Gaststätten und Restaurants, die über mehr als 
50 Sitzplätze verfügen, sollen die Möglichkeit erhalten, eine 
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Befreiung vom generellen Rauchverbot zu beantragen. Der An- 
trag sollte mit Gründen versehen sein, aus denen hervorgeht, daß 
die Befolgung des Verbots für den Betrieb eine besondere wirt- 
schaftliche Härte darstellen würde. 

Zu Nummer 3 

Dem Hausrechtsinhaber ist eine Hinweispflicht auf das Rauchver- 
bot aufzuerlegen, um dem Nichtraucherschutz das notwendige 
Gewicht zu verleihen und eine Ausübung des Hausrechts bei Ver- 
stößen gegen das Rauchverbot zu erleichtern. 

Zu Nummer 4 

Kann in einer Gaststätte, einem Restaurant oder einem Beher- 
bergungsbetrieb aufgrund einer Befreiung vom generellen 
Rauchverbot geraucht werden, so ist dies mit einem Hinweisschild 
deutlich zu machen. Damit wird Nichtrauchern die Möglichkeit 
gegeben, diese Tatsache von vornherein in die eigene Entschei- 
dung über den Besuch dieser Räume mit einzubeziehen und sie 
haben so die Chance, sich gegen ungewollte Belästigungen durch 
Rauch zu schützen. 

Zu Nummer 5 

Neue medizinische und technische Erkenntnisse können auf dem 
Verordnungsweg schneller und umfassender umgesetzt werden. 

Zu Nummer 6 

Als Ordnungswidrigkeit sollte nur mit einer Geldbuße belegt 
werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die Bestimmungen 
zur Einrichtung von Raucherzonen verstößt, ohne Befreiung „ Rau- 
chergaststätten “ oder ,,-hotels" betreibt oder den Hinweispflich- 
ten nicht genügt. Damit wird der Ernsthaftigkeit der Bestimmun- 
gen zum Nichtraucherschutz genügend Nachdruck verliehen. 
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